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Dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit liegt folgende Bitte um Stellungnahme 
inkl. Antrag der CDU-Fraktion vor: 

die CDU-Fraktion im Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit bittet um Aufnahme 
des o.g. Punktes auf die Tagesordnung der Sitzung am 15.06.2021, um Beantwortung der 
Fragen sowie um Beratung und Beschlussfassung des nachfolgenden Antrags.

1. Wie viele öffentlich zugängliche, städtische Gebäude und Sportanlagen im 
Stadtgebiet sind insgesamt mit Defibrillatoren zur Laienreanimation ausgestattet?

2. Welche öffentlich zugänglichen, städtischen Gebäude und Sportanlagen sind mit 
Defibrillatoren zur Laienreanimation ausgestattet? 

3. Wie wird auf vorhandene Defibrillatoren hingewiesen (Hinweisschilder, interaktive 
Karte, o.Ä.)?

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beauftragt die Verwaltung:
1. Eine flächendeckende und möglichst lückenlose Ausstattung städtischer Gebäude 

und Sportanlagen mit Defibrillatoren zur Laienreanimation zu prüfen.
2. Dem Fachausschuss die Ergebnisse des Prüfauftrages bis zum 3. Quartal 2021 

vorzustellen. Dabei sollen insbesondere folgende Punkte Berücksichtigung finden:
a. Aktuelle Ausstattung städtischer Gebäude und Sportanlagen mit Defibrillatoren 

zur Laienreanimation unter Angabe des genauen Standortes.
b. Darstellung von „weißen Flecken“ bzw. unterversorgten Bereichen, insbesondere 

im Innenstadtbereich.
c. Darstellung des finanziellen Aufwandes, der durch eine möglichst lückenlose 

Ausstattung städtischer Gebäude und Sportanlagen mit geeigneten 
Defibrillatoren zur Laienreanimation entstehen würde (Erreichbarkeit in max. 3 
Minuten).

d. Darstellung des Wartungsaufwandes bei verschiedenen Modellen (Manuelle 
Wartung, Fernwartung, etc.) inklusive der finanziellen Auswirkungen.

Begründung
Der plötzliche Herztod ist eine der häufigsten Todesursachen in Deutschland: Nach 
Schätzungen des Deutschen Zentrums für Herz-Kreislauf-Forschung e.V. versterben 
hieran bundesweit jedes Jahr rund 70.000 Menschen (Quelle: DZHK 2019). Das sind 
etwa 20 Prozent aller durch Herz-Kreislauf-Erkrankungen verursachten Todesfälle. Bei 
einem Herzstillstand werden die individuellen Überlebenschancen und anschließenden 
Rehabilitationsperspektiven entscheidend dadurch beeinflusst, wie schnell mit geeigneten 
Wiederbelebungsmaßnahmen (Laienreanimation) begonnen wird: Jede Minute des 
Herzstillstandes verringert die Überlebenswahrscheinlichkeit um etwa 10 Prozent. 
Gleichzeitig steigt minütlich das Risiko irreversibler hypoxischer Hirnschäden, wodurch die 
Wahrscheinlichkeit einer weitgehenden Rehabilitation im Falle des Überlebens drastisch 
sinkt.

https://dzhk.de/aktuelles/news/artikel/ploetzlicher-herztod-wem-der-defi-wirklich-hilft/
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Im Ernstfall kann bis zum Eintreffen des Rettungsdienstes neben den klassischen Erste-
Hilfe-Maßnahmen (Notruf, Herzdruckmassage, usw.) insbesondere der Einsatz von 
Defibrillatoren zu einer deutlichen Verbesserung der Notfallversorgungskette beitragen. 
Viele Defibrillatoren sind heutzutage speziell für die Nutzung durch Laienhelfer konzipiert 
und dank optimierter Benutzerfreundlichkeit (z.B. Schritt-für-Schritt Video- oder 
Sprachanleitung) auch ohne spezielles Fachwissen oder praktische Vorkenntnisse in der 
Ersten Hilfe anwendbar. 

Eine flächendeckende Ausstattung öffentlicher Gebäude und Sportanlagen mit 
Defibrillatoren zur Laienreanimation könnte neben der zuletzt beschlossenen Einführung 
des Systems der „Mobilen Retter“ (Drucksache Nr.: 20195-21) einen wichtigen Baustein 
zur weiteren Optimierung der Notfallversorgung in Dortmund darstellen.

Frau Zoerner regt an, die Bitte um Stellungnahme inkl. Antrag der CDU-Fraktion an den Rat 
der Stadt zu überweisen, da es sich um die flächendeckende Ausstattung öffentlicher 
Gebäude handelt und hierfür der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit nicht 
zuständig ist, auch wenn das Vorhaben durchaus positiv bewertet würde.

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit unterstützt den Antrag der CDU-Fraktion 
und empfiehlt dem Rat der Stadt einstimmig, den Antrag zu beschließen und überweist die 
Bitte um Stellungnahme mit Antrag an den Rat der Stadt Dortmund.
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